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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 23. November 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Einbeziehung der Gemeinde Büsingen am Elochrhein 
in das schweizerische Zollgebiet 

Vom 19. Juli 1967 


Di'i IJunclostdcj hdt mit Zuslimmuncj des Bundes- 
idtes das loltjende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 


Artikel 2 

Dio.ses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes tesl- 
sletll. 


Dem in Fieibuig im Breisgcui am 23. November 
IOü-1 unlerzeictinelon Vertrag zwischen der Bundes- 
repuldik Deutscliland und der Scliweizeriscbcn Eid- 
gonossenschntl ül)cr die Einbeziehung der Gemeinde 
Büsingen am Hoctirhein in das schweizerische Zoll¬ 
gebiet nebst Schlußprotokoll und Anlage wird zii- 
goslimml. Der Vertrag, das Schlußprolokoll und die 
.Anlage werden nachstehend veröftcntlicht. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gcsc't/ tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft, 

(2) Der Tag, an dom der Vertrag nach seinem 
Artikel 44 Abs. 2 sowie das Schlußprotokoll und die 
Anlage in Kraft treten, ist im Bundesgcsctzblalt bc- 
kannl'zugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet 


Bonn, den 19. Juli 1967 

Der B u n d e s p i d s i d e n t 
Lü b k e 

Der Stellvertreter des Bundeskanzleis 
Brandt 


Der B u n d e s m i n i s t e 1 des Auswärtigen 
B r a n cl I 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Einbeziehung der Gemeinde Büsingen am Hochrhein 
in das schweizerische Zollgebiet 


DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER SCHWEIZERISCHE BUNDESRAT, 

von dem Wunsche geleitet, die sich aus der besonderen gcogrcipliischen Lage 
der Gemeinde Büsingen am Hochrhein ergebenden Beziehungen zur schweize¬ 
rischen Eidgenossenschalt den beiderseitigen Interessen anzupassen, sind über¬ 
eingekommen, einen Vertrag über die Einbeziehung der Gemeinde Bü.^ingen 
am Hochrhein in das schweizerische Zollgebiet zu schliellcri. 

Sie haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

Heim Ministerialdirektor a. D. Gerrit von Haelten 
Der Schweizerisdie Bundesral: 

Herrn Minister Professor Dr. Rudolf L. Bindscli edler, 
Rechtsberater des Eidgenössischen Politischen Departements, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Eorm bcTiindcnen Vollmachten 
folgendes vereinbart haben: 


L TEIL 

Zollanschluß und Anwendung 
schweizerischen Rechts 

1, Abschnitt 

Allgemeine Regelung 

Artikel 1 

Das von der Schweiz umgebene Gebiet der Gemeinde 
Büsingen am Ilochihein, im folgenden „Büsingen" ge¬ 
nannt, das vom deutschen Zollgebiet ausgeschlossen 
bleibt, wird unbesdiadet der politischen Zugehörigkeit 
zur Bundesrepublik Dcutsdilancl dom schweizerischen Zoll- 
gebii’t angesdilossen. 

Artikel 2 

(1| ln Büsingen linden, soweit im folgenden nicht Son¬ 
derregelungen vorgesehen sind, die schweizerisdien (eid¬ 
genössischen und kantonalen) Rechts- und Verwalluiigs- 
vorschriften Anwendung, die sich auf folgende Gegen¬ 
stände beziehen: 

a) Zolle; 

b) Ein-, Aus- und Duichfuhi von Waren; 

c) aus dem Bereich der Landwirtsebaft: 

1. Brolgetrcidewiilschaft; 

2. Erhaltung des Ackerbaus und Anpassung der land¬ 
wirtschaftlichen Produktion an die Absatzmöglich¬ 
keiten, ausgenommen Pflanzcnzüchtung, Saatgut- 
produktion und Zuckerrüben; 

3. Tierzucht; 

4. Verwertung, Abnalime und Preise landwirtschaft¬ 
licher Erzeugnisse sowie sonstige Vergünstigun¬ 
gen; 

5. Milch und Milchprodukte; 

6. Geflügelhaltung und Eierwirtschaft; 


7, Dünge- und Futtermittel, Sämereien, Pilanzen- 
schutz- und Unkrautvertilgungsmittel sowie son¬ 
stige landwirtschaftliche Hilisstoffe; 

8. landwiitsdialtlicher Plidnzcnschutz, ausgenommen 
staalliche Kostcnlieteiligung irn Zusiimmenliang 
mit Hagel- und anderen Elementarsdiäden; 

0. forstliches Saaiyui und Forstpflanzcn; 

II). KartüllelverweiTung; 

1!. Tieiseuclienbekämpfung; 

12. Trcibsloifvergünstigung für die Landwiitsdiaft; 

cl) aus dem Bereich des Gcsundlieitswesens: 

1. Grenzsanitätsciiorist; 

2. LciduMUransporle, ausgenommen solche inneilialb 
einer Gemeinde; 

3. Arzneimitlelwest.'n und I ieiiiiiiltelvorkelu; 

4. Sera und Implstofle; 

5. z\rscnderivd!c; 

6. Verkehr mit Giften; 

7. Beliiubi)ng.smittelwesen; 

8. Lebensmittel und Gebraudisgegcmslando; 

9. Absinth und anisierte Getianke; 

10. Kunstwein und Kunslnio.st; 

e) wirtsdiaftliche Kriegsvorsorge und Krieyswirlselinfl 
(Veisorgung der Zivilbevölkeiung im Nu!standsfül 1 ) ; 

I) technische Konliulle von Erzeugnissen der l.'lirenin(lu- 
strie; 

g) Warenumsalzsteucr; 

h) fiskalische Belastung dos Tabaks; 

i) Steuern auf Bier und sonstige Getränke, soweit in 
beiden Vertragsslaalen der Bund für die Gc-set/gelning 
zuständig ist; 

k) gebrannte Wasser (Biannlweiii); 
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l) Konliolle des Verkehrs mit Edelmetallen und Edel- 
metdllwareui 

m) Statistik des grenzüberschreitenden Warenverkehrs; 

n) slddtsgetdhrliches Propagandamaterial; 

o) Herstellung von Münzen (einschließlich Goldmünzen), 
die den schweizerischen Münzen in Gepräge, Gewicht 
oder Größe gleich oder ähnlich sind. 

Die für diese Gegenstände in der Bundesrepublik 
Deutschland gellenden Rechts- und Vervvnltungsvorschrif- 
ten finden in Büsingen keine Anwendung. 

(21 Soweit nach Absatz 1 schwci/erisclios Redil An¬ 
wendung findet und im folgenden nichts anderes be¬ 
stimmt ist, steht Büsingen Schaffhauser Gebiet gleich und 
kommt der Gemeinde Büsingen am Hochrhein die gleiche 
Reclitsstellung wie einer Gemeinde des Kantons Scliaif- 
hatiscn zu. 

(3) Sow'oit nach den in Absatz 1 für anwendbar er¬ 
klärten sciivveizerischen Rechts- und \'erwallungsvor- 
schrilten die Anw’endung dieser Vorschriften oder die 
Erteilung von Bewilligungen an das Vorliegen von recht¬ 
lichen Voraussetzungen gebunden ist, die die Einwohner 
von Büsingen niclit erfüllen können, gellen diese Vor¬ 
aussetzungen als erfüllt, wenn sie nach den deutsdien 
ReciUsvor.schriflcn vorliegen oder nicht erforUerlicti sind. 

(4) Soweit nach Absatz 1 schweizerisches Recht An¬ 
wendung findet und im folgenden nichts anderes bestimmt 
ist, wird es von schweizerisdien Behörden vollzogen. Per¬ 
sonen, die von den in Büsingen anzuwendenden schweize¬ 
risdien Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder durch 
den Vollzug solcher Vorschriften betroffen werden, stehen 
in bezug auf Reditsbchclfe und Rcditsschulzinstan/en den 
scliweizcrischen Einwohnern dos übrigen schweizerisdien 
Zollgebietes gleidi. 

Artikel 3 

(1| Forderungen, die von schweizerischen Behörden auf 
Grund der in Artikel 2 Abs. 1 genannten Vorschriften 
gegen Einwohner von Büsingen erhoben werden, werrhui 
auf Ersuchen der zuständigen schweizerischen Behörrie 
von dem für ßiisingen zuständigen deulscheii Finanzamt 
nach den für die Beitreibung von Abgalienfordcrungen 
maßgebenden deutschen Vorschriflen beigelrieben. 

(2) Grundlage für die Beitreibung in Gegenstände, an 
denen ein Zollpfandrecht nicht besieht, lüldot die redits- 
kräftige und vollstreckbare Entscheidung der zusländigou 
schw'eizerisclien Behörde. Auf der Entscheidung müssen 
die Zuständigkeit der entscheidenden Behörde, die Rethls- 
krafl und die Vollstreckbaikeit von der gemäß Schluß- 
protokoll zu bezeichnenden schweizerischen Behörde be¬ 
scheinigt sein. 

(3) Die sdnveizerische Entscheidung unterliegt nicht der 
sachlichen Nachprüfung durch die deutschen Behörden. 
Stellen diese jedoch fest, daß die Entscheidung offensicht¬ 
lich Unrichtigkeiten enthält, so können sie die Enfsdiei- 
dung der schweizerischen Behörde zurückgeben. Diese 
entsciieidet endgültig und verbindlich über die Berichti¬ 
gung. 

(4) Einwendungen des Vollstreckuiigsschuldners gegen 
den Anspruch, dessen Erfüllung erzwungen werden soll, 
sind außerhalb des Zw'angsverfahrens vor der zuständi¬ 
gen schweizerischen Behörde zu verfolgen. Die Zwangs¬ 
vollstreckung wird dadurch nicht aufgehalten, solange 
nicht die schweizerische Bcliörde um die Einstellung er¬ 
sucht. 

(5) Die in Absatz 1 genannten Ansprüche schwoizeri- 
scher Beliorden stellen bei der Zwangsc ollslieckuiig und 
im Konkurs entsjirecheiiden Ansprüchen deutscher Be- 
liörden gleicli. 


(6) Besitzt ein Einwohner von Busingen \'ermögens- 
werte in der Schweiz, so kann die schweizerische Beliörde 
gegen ihn w'egen Forderungen gemäß Absatz 1 die Bei¬ 
treibung (Betreibung) auch in der Schweiz nach schweize¬ 
rischem Redit vornehmen. Hierbei gilt die Stadt Scfialt- 
hausen als Betreibung.sort. 


2 Aljsclinitt 

Sonderregelungen 

I t i k e 1 4 

Soll ein Gegenstand, an dem das sdiwci/i'iisdic Zoll- 
planclrccht besteht, dem Inhaber ohne seine Einwilligung 
weggenommen werden, so hat der ausführende sduvei/e- 
rische Zollbeamte einen deutschen Zollbeamten liinzu- 
zuziehen, der darüber zu wachen hat, daß sicli die Maß¬ 
nahme nicht von ihrem Zweck cnlfernt. 

Artikel S 

(1) Folgende aus dem deutschen Zollgebiet nacli Busiii- 
gen verbrachten und von Büsingen in das deutsdie Zoll¬ 
gebiet zurückgebrachten Waren, die aus dom freien deut- 
sdion V'erkehr stammen, sind von schweizerischen Ein- 
und Ausgangsabgaben einschließlich Warenum.satzstcucr 
sowie von wirtschaftlichen Ein- und Ausfuhrverboten und 
-bcscliränkungon befreit: 

1. Waren, die deutsche Bundes-, Landes- und Kreis¬ 
behörden zur Erfüllung ihrer ölfentlichen Aufgaben 
in Büsingen benötigen, ausgenommen Lebensmittel, 
Genußmittel, Getränke und Futtermittel; 

2. amtliche Vordrucke (Formulare), Gesetzpsbliitter und 
Literatur, die die Gemeinde Büsingen am Hochrhein 
zur Erfüllung ihrer ötienllichen Aufgaljcn benötigt; 

3. Lehr- und Lernmittel für öffentliche Schulen, soweit 
ihre besondere Art von den deutsdien Schulbehörden 
vorgoschrieben ist; 

4. andere Waren, welche die Gemeinde Büsingen am 
Hochrliein zur Erfüllung ihrer ötfentliciien Aulgalieu 
benötigt, solerii sie für diese Waren von einer deut¬ 
schen öffcntiidi-rechtlidien Körporsrhafl außerliail) von 
Büsingen einen Zuschuß erliält oder diese Waren auf 
Weisung ihrer zuständigen Aufsichtsbcliörde im dout- 
sdieii Zollgebiet bcsdiaffen muß. 

(2| Von schweizerisdien Eingangsabgaben und wirl- 
schaitlichcn Einfuhrverboten und -beschränkungeil sind 
befreit Waren, die zum Pfandverkauf von deutschen Be¬ 
hörden oder Gerichtsvollziehern aus Büsingen in das 
deutsche Zollgebiet verbradit worden sind und unver¬ 
kauft nach Büsingen zurüdcgebracht werden. Entrichtete 
schweizerische Ausgangsabgaben werden zurückerstattet. 
Die Erfüllung der Voraussetzungen ist durdi amiliclio 
Besdieinigung nachzuweisen. 

Artikel 6 

Die zuständige schweizerische Behörde erteilt für Büsiii- 
gon die Mildiverkaufsbewilligung ohne Berücksidiliguiig 
der Bedürtnisfrage, 

Artikel 7 

Die Errichtung neuer Gellügelhöfe und Geflügelfa! num 
mit 1,50 oder mehr ausgewachsenen Tieren oder die Er- 
weilernng solcher Geflügelhöfe und Genügelfarmen be¬ 
darf einer Bewilligung durch die zuständige schweize- 
risdie Behörde. Die Bewilligung kann nur aus Gründen 
des allgemeinen Wohls, insbesondere wenn die Erridi- 
tung oder Erweiterung den schweizerisdien MarkI ge¬ 
fährden würde, verweigert oder mit Autlageii verbiiiulen 
werden. 
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Artikel 8 

Die gemäß den Bestimmungen der schweizerischen 
Alkoholgesetzgebung betreffend die Kartoffelverwertung 
für die Übernahme in Betracht kommende Menge wird 
in dem Sinne begrenzt, daß nicht mehr Kartoffeln aus 
Büsingen in die Uberschuß Verwertung einzubeziehen sind, 
als dies der Ablieferung aus Gemeinden des Kantons 
Schalfhausen mit ähnlichen Produktionsverhältnissen ent- 
spridit. Die zuständigen schweizerisdren Behörden sind 
berechtigt, eine dementspiediende Uöchsimengo festzu¬ 
setzen. 

Artikel 9 

Die Erteilung der Erlaubnis zur Herstellung von Arznei¬ 
mitteln, eingeschlossen Sera und Impfstoffe, außerhalb 
dei Apotheken richtet sich nur nach deutschem Recht, ln 
bezug auf den Einzelhandel mit Arzneimitteln außerhalb 
der .Apotheken findet das deutsche Recht Anwendung, 
soweit es strengere Bestimmungen enthalt. 

Artikel lü 

Die nach deutschem Recht in Büsingen zur Berufsaus¬ 
übung zugelassenen Personen stehen hinsichtlich der An¬ 
wendung der schweizerischen Betäubungsmittelgesetz¬ 
gebung den nach schweizerischem Recht zugelasscnen 
Personen gleich, 

.\ i t i k e 1 11 

(1) Den bei einem in der Schweiz konzessionierten 
Lohnbrenner im Brennauftrag hergestellten Branntwein 
erhallen Einwohner von Büsingen, die Stotfbesilzer sind, 
zu ihrer Verfügung, nachdem sie die durch die scliweize- 
rischc .Aikoliolverw dltung festzuseizende Sleuet enlridilel 
haben. 

(2) Dem Produzenten, der als Landwirt einen Landwiil- 
schaftsbclrieb führt und aussdiließlidi Eigengewächs oder 
selbstgesammcltes Wiklgewächs brennen läßt, wird für 
den Haushalt und den Landwirtschaftsbetrieb ein steuer¬ 
freier Eigenbedarf von zehn Litern (größere Betriebe 
zwanzig Liter) Branntwein pauschal zugebilligt und bei 
der Steuerfestsetzung in Abzug gebracht. 

(.3) ln Büsingen werden die Funktionen der öillichen 
Brc'nnereiaufsichtssleUen durdi die Brennereiaulsichls- 
stelle der Stadt Schaffhausen ausgeübt. 

.Artikel 12 

Personen, die ihren Wohnsitz in der Schweiz halren, 
sind in Büsingen zum Erwerb von Walfen, für die ein 
Waltonerwerbsschein erforderlich ist, nidit berechtigt, 
dudi wenn sie einen Waltenerweibsschein besitzen. Solche 
Waflon dürfen an sie nicht abgegeben werden. 

Artikel 13 

Eine Erlüulmis für die Herstellung von Pulver und 
Siuciigstoffen, die nicht unter das Kriegswaffenkontroll- 
(U'selz fallen, berechtigt in Büsingen nur zur Herstellung 
dieser Erzeugnisse für den dortigen Bedarf. Eine Erlaub¬ 
nis fiii den Vortrieb dieser Erzeugnisse Icerechticit nur zur 
.Abgabe fiii die \'ei w'endung in Büsingen. 

.Artikel 14 

(1) Eine Zuwiderhandlung auf den in Artikel 2 Abs. 1 
genannten Sachgebieten wird auch dann nach schweizeri¬ 
schem Recht beurteilt, wenn der maßgebende Straftat¬ 
bestand dem schweizerischen Strafgesetzbuch zu entneh¬ 
men ist; sie ist nur nach schweizerischem Recht strafbar, 
audi soweit sie zugleich eine strafbare Handlung nach 
dem deutschen Strafgesetzbuch darstellt. 


(2) Für die Gesamtstiufenbildung stehen deutsche und 
schweizerische Entsdieidungen einander gleich. Die deut¬ 
schen Behörden vollstrecken die von deutschen, die 
schweizerischen Behörden die von schweizerischen Ge¬ 
richten verhängten Strafen. Jedoch darf in dem Staat, in 
dem zuletzt die Vollstreckung durchgeführt wird, nur der 
sich aus der Gesamtstraienentscheidung ergebende Straf¬ 
rest vollstreckt werden; eine bedingt erlassene oder be¬ 
dingt ausgesetzte Strafe steht insoweit einer \ollstrecklen 
Strafe gleich. 


Artikel FS 

(1) Für in Büsingen von schweizerischen Behuiden \üi- 
zunehmende Strafverfolgungshandlungen gellen die fol¬ 
genden Besonderheiten: 

d) Der wegen des Verdachts einer strafbaren Handlung 
Feslgenommene ist spätestens am Tage nach der Fest¬ 
nahme dem zum Erlaß von Haftbefehlen zuständigen 
Richter von Schaffhausen vorzuführen, der ihm die 
Gründe der Festnahme mitzuteilen, ihn zu vernehmen 
und ihm Gelegenheit zu Einwendungen zu geben und 
der hierauf unverzüglich einen mit Gründen versehe¬ 
nen schriftlichen Haftbefehl zu erlassen oder die Frei¬ 
lassung anzuordnen hat. Gegen die Verhaftung oder 
die Verweigerung der Haftentlassung ist gemäß der 
Strafprozeßordnung lür den Kanton Schaffhausen tiie- 
Beschwerde an das Obergericht gegeben, 

\'on jeden richterlichen Entscheidung über die .Anord¬ 
nung oder Fortdauer einer Haft ist unverzüglich ein 
Angehöriger des FestgehaUenen oder eine Peison 
seines Vertrauens zu benachrichtigen. 

Die Verhaftung einc'S Deutschen ist dem l.aiidi.ilsamt 
Konstanz inneiluilb 24 Stunden mitzuteilen. 

Ij) Die DurchsuchuMg einer Wohnung darf nur diircti clen 
nach Schaflhauser Rr-cht zuständigen Richten ungeord¬ 
net werden; ist Gefalir im N'oizug, so dail eine Woh¬ 
nung von den zusländicjen Beamten auch ohne litliler- 
lichen Belelil durrhsucht werden. 

Zu jeder Durchsuchung einer Wohnung ist ein deut¬ 
scher Beamter beizii/iehcn, der darüber v.achl, daß 
sich die Maßnahme nirtit von ihrem Zv. eck ( nlfernt 

<) Obliegt die Untersuchung nicht einer richlei luhem Be- 
liördo, so darf der untersuchende Beamte Papier*“ und 
Handelsbüdier nur einsehen, wenn und soweit ihm 
ein Ircsondores gesetzlidies Nachschaurecht zustehl 
oder wenn es der Inhaber genehmigt. .Auf \'ei!angen 
des Inbalrers hat der Beamte die Papiere und llandels- 
tiücher, deren Durchsicht er für gelrolen liält, in Gegen¬ 
wart des Inhalrers oder seines Vf'rlretors mit dem 
.•\mtssieqc-l in eini'in Umschlag zu cerschließen und 
dem nach Sdialfhauser Recht zuständigen Richter ah- 
zuliefein. Dieser hat Papiere und Handelsbüdier, die 
lür die l.üitersuduing Bedeutung liaben, der unlei- 
suclienden Behörde auszuhändigen oder milzuleilen, 
soweit nicht gesetzliche Hinderungsgi ünde bestehen 

(!) Will der /uslandige schweizerische Beamte einen Ge¬ 
genstand. der beschlagnahmt werden soll i.ider be¬ 
schlagnahmt wenden ist, dem Inhalier ohne sciiie Ein¬ 
willigung wc'gnohmen, so hat der Beamte einen deut¬ 
schen Beamten beizuziehen, der darüber wacht, daß 
sich die Maßnahme nidit von ihrem Zwe-ek entlernl. 

(2) Ist der nach Absatz 1 Buchstabe b oder d lieizuzic- 
hencie deutsche Beamte der Auffassung, daß eine nadi 
diesen .Atisatzen getroffene Maßnahme des untersuchen¬ 
den schweizerischen Beamten sich von ilirem Zweck ent¬ 
fernt, so entscheidet der Verhörriditer in Schaffhausen 
im Einvernehmen mit dem Landrat in Konstanz. Sicher- 
geste'llte Gegenstände .sind bis zu dieser Enlsdu-idung 
auf dem Bürgeriueisteiamt in Büsingen zu hinleiic ejen. 
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(3) Kciiin iiiidi dein scliwei<:erisdicii Recht eine Slraf- 
veilüfjuny der Vei Wallung nur mit Verwaltungs- 
bescliwerde angefodrtcn werden, so hat der Betroffene, 
wenn er Einwohner von Büsingen ist und die Zuwider¬ 
handlung in Büsingen begangen hat, das Recht, gegen 
die Slraiverfüguny dos zuständigen Departements gemiili 
Artikel 300 fl. des Bundesgesetzes über die Bundesstrat- 
rechtspllege die. geiichtliche Beurteilung anzuiufen; der 
Gerichtsstand ist bei den für SchafHuuisen zuständigen 
Gerichten begründet. 

(4) Ilinsichtlich der Wicdcrgutniafhung von zu Unrecht 
erlittenen Nachteilen finden die Bestimmungen de.s 
sdiweizeiischen Rechts in gleicher Weise Anwendung 
wie in der Schweiz. 

II. TEIL 

Grenzübertritt: 

fremdenpollzeiliche, arbeitsrechtliche 
und gewerberechtliche Regelungen 

Artikel 16 

(1) Inr Verkehr zwischen Büsingen und der Schweiz ist 
tür Deutsche und Schweizerbürget ein Gienzüberlrilts- 
papier nidrt erforderlich. Eine Gienzabferligung findet 
nicht statt. 

(2) Das Rectit aut ilie Dunhtülirung polizeilicher Kon- 
Ivollen hleil)l unlrevulul 

A I l i k e 1 17 

(1) Deutsche, die die X'oiausselzungen von ,Artikel 10 
Abs. 1 erlüllen, sind bei Arbeitsaufnalime in dem in 
Artikel 19 bezeichnctcui schweizerischen Gebiet der 
seb weizo] isclien ginnzsanitarischen Überwachung nicht 
nnterworti'n. Dc'sglcicfien sind Deutsche, die sich aus dem 
iilrrigcn Gebiet der Bundesrepuljlik Deutschland zur Ar¬ 
beit nacb Biisingen begeben, de.swegen keiner schweize¬ 
rischen groMz.sanitarischen Chcrwadiung unterworfen. 

(2) Dculsctie mit Wohnsitz, in Büsingen sind hinsichtlich 
dc'r cjrenzsanitaiisclien üljerwachung an der schwoizerisdi- 
deutsclien Zollgien/.c Schwc'i/.erbiirgern mit Wohnsitz in 
der Schweiz gleichgc'slelll. 

Artikel 18 

Di ittauslaiidei, die für ihien .Aufenthalt im Bundes¬ 
gebiet eine Aulcnthaltsei laubnis benötigen, bedürfen 
einer /usatzlidien Aufonthalt.serlaubnis für den Aufent¬ 
halt in Büsingen, die das Landratsamt Konstanz nach An- 
liöriing der zuständigen sdiweizeiischen Behörden erteilt. 

A 1 t i k c 1 10 

(I) Die in diesem Vertrag vorgesehenen fremdenpoli- 
zeilichcn, arbeitsrechllidien und gewerblichen Vergünsti¬ 
gungen stehen Deutschen, die die nachfolgenden Voraus¬ 
setzungen erlüllen, im Kanton Schatfhausen sowie in den 
in der Anlage zu diesem Vertrag bczeichnetcn Gebieten 
der Kantone Thurgau und Zürich zu. 

a) Die Vcigünsligungcn weiden allen Deutschen gewahrt, 
die am 1. Januar 1963 in Büsingen Wohnsitz und Aul- 
entlialt hatten und seitlier ununteibrodien beibehallen 
lialien. 

1}) Deutsche', die nadi dem 1. Januar 1963 in Büsingen 
Wohnsitz, und Aulenthatt genommen haben oder neh¬ 
men, erwerben den Anspruch auf die Vergünstigungen 
nach einem ununterbrochenen Aufenthalt in Büsingen 
von 10 Jahren. Beim unmittelbaren Zuzug eines Deut- 
sdu'ii aus dem in Salz 1 liezeichncten sdivveizerischen 
Geliiel nadi Busingen wiid die Zeit seines ununter- 
liiüdienen Aufenthaltes in diesem Gebiet auf die 


Wartefrist angeiedinet, sofern er nicht frcnulenpoli- 
zeitich aus der Schweiz weggevviesen worden ist oder 
die Voraussetzungen für eine solche Maßnahme bei 
seinem Wegzug aus der Sdnveiz \ orgelegcn haben. 

(I Der Aulenlhalt wird nicht als unterbrochen ange¬ 
sehen, wenn Büsingen zu einem seiner Natur nadi 
vorübergellenden Zweck (z. B. Studium, Ausbildung, 
Wehrdienst) verlassen wird. 

d) Deutsche und deren Ehegatten sowie die im gemein¬ 
samen llaushdlt lebenden minderjährigen Kinder (ein¬ 
schließlich Pflege- und Adoptivkinder) erlangen die 
Vergünstigungen ohne Wartezeit, wenn sie in Büsin¬ 
gen Wohnsitz und Aufenthalt nehmen, um 

1. die eheliche Gemeinscluitt mit einem in Ihi-iiujen 
vvohnhdficn Deutschen aufznnchmen,• 

2. auf einem durch Erbgang zutallenden Grundstück 
zu wohnen; 

3. einen Erwerbsbetrieb weilerzutüliren, den sie von 
in Büsingen wolinhaften N'ervvandten übernommen 
haben oder der ihnen durch Erbgang zugefallen ist; 

4. den Erwerbsbetrieb eines nach Buchstaben a und b 
begünstigten Deutschen zu übernelimen und weiter¬ 
zuführen, der diesen aus persönlichen Gründen 
nicht weiter betreiben kann, es sei denn, daß der 
bisherige Inhaber ein gleichwertiges Angebot riiu\s 
begünstigten Deutschen ausgcschlagon hat. 

Bei Zuzug aus anderen als den in den Ziffern 1 bis 3 
erwähnten familiären Gründen wird die Zuerki'iinung 
der Vergünstigungen ohne W'aitezi'il oder cor deren 
Ablauf wohlwollend gejuütl, 

(2) Sclnveizcrbüiger erhallen in Büsingen diese \'ei- 
günstigungen, wenn sie in dem in Absatz 1 bezeichnelcn 
schweizoriscUcn Gebiet Wohnsitz und Aufenthalt hatien. 
Absatz 1 Buchstaben a bis d gelten entsprechend, wobi'i 
anstelle de.s Gebieles von Büsingen das in Absatz 1 
bezeichnolo sclnveizeri,scbe Gelüol tritt. 

Artikel 20 

(II a) Deutsche, die die Voiaussotzungen des .Aili- 
kels 19 Abs. 1 erfüllen, erhalten auf Gesuch liin 
die fremdenpolizeilidie Bewilligung, in dem in 
Artikel 19 bezeichneten schweizerischen Gebiet 
unter den gleichen Voraussetzungen wie Schwei- 
zerbürger als Arbeitnelimer tätig zu .sein. Berule, 
die von Gesetzes wegen Scbwcizerbüigorn voi- 
bebalten sind, bleiben ausgenommen. 

b) Sic wei den in gloidier Weise wie Schweizei- 
bürger zu Lehrstellen in jedem Beruf, soweit er 
nicht von Gesetzes wegen Sdiweizerbürgpin Vor¬ 
behalten ist, zugelassen und erhalten die eiJoi- 
derliche fremdenpolizeiliche Bewilligung. 

c) Die ölfenllidie Stellenvermittlung steht ihnen 
im Rahmen ihrer Sonderstellung in gleicher 
Weise wie Schweizerbürgern offen. Die Möglich¬ 
keit, sidi selbst eine Arbeitsstelle zu sudien, 
wird hierdurch nicht berührt. 

(2) Schweizerbürger, die die Vorausselzungcn dc's .Arti¬ 
kels 19 Abs, 2 erfüllen, erhallen für die Ausübung einor 
unselbsländigcn Tätigkeit in Büsingen die gleidien \ er- 
günsligungcn, die Deutschen mit Wohnsitz und Aufenthalt 
in Büsingen unter den Voraussetzungen des Artikels 19 
Abs. 1 für eine entsprechende Tätigkeit in der Sdnveiz 
eingerüumt weiden. Berufe, die von Gesetzes wegen 
Deutschen Vorbehalten sind, bleiben ausgenommen. 

(3) a) Die Bewilligung wird für fünf Jalire erteilt Kadi 

Ablauf der Geltungsdauer wiid sic auf .Antuig 
jeweils um die gleiche Dauer veilärigert. 
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b) Die Erteilung oder Verlängerung der Arbeils- 
bewilligung kunn verweigert, eine erteilte Be¬ 
willigung kann widerrufen werden, wenn 

1. nach schweizcrisdicm Recht oder für schwei¬ 
zerische Grenzgänger in Büsingen nach deut¬ 
schem Recht die Voraussetzungen für den Er¬ 
laß einer Ausweisungsverfügung oder einer 
Einreiscsperre erfüllt sind; 

2 . die Bewilligung durch falsche Angaben über 
für die Bewilligung maßgeblidie Tatsachen er- 
srhlidien wurde. 


Artikel 21 

(1) In Bü.singen wohnende, in der Sriiweiz erwerbs¬ 
tätige Arbeitnehmer sind in bezug auf die nach den eid¬ 
genössischen und kantonalen Gesetzgebungen gewährten 
raniilionzulagen den in der Schweiz wohnenden Arbeit¬ 
nehmern gleichgestellt. 

(2) In der Schweiz wohnende, in Büsingen erwerbs¬ 
tätige Arbeitnehmer sind in bezug auf die nach der deut¬ 
schen Kindergeldgesetzgebung zu gewährenden Leistun¬ 
gen den in Büsingen wohnenden Arbeitnehmern gleidi- 
gestellt. 

Artikel 22 


(1] al Deutsche, die in Büsingen eine selbständige 

Erwerbstätigkeit befugt ausüben und die Vor¬ 
aussetzungen des Artikels 19 Abs. I erfüllen, 
erhalten auf Gesuch hin die fremdenpolizeiliche 
Bewilligung, in dem in Artikel 19 bezeichneten 
schweizerischen Gebiet ihre Erwerbslätigkeit 
ohne Begründung einer gewerblichen Niederlas¬ 
sung unter den für Schweizerbürger geltenden 
Voraussetzungen auszuüben. Erwerbstätigkeiten, 
die von Gesetzes wegen Sdiweizerbürgern Vor¬ 
behalten sind, bleiben ausgenommen. 

bl Die Bewilligung erhalten auch ihre .Arbeitnehmer 
und die im Unternelimen mitarbeitenden Fa- 
milionangehörigcn, sofern sie die V’orausselzun- 
gen des zkrtikcls 19 Abs. 1 erfüllen. Auch wenn 
diese V'oraussetzungen nicht vorliegcn, wird die 
Bewilligung erteilt, sofern nidit schwerwiegondo 
Gründe entgegenstehen. 

c ) Der Ausübung einer selbständigen Erworbstälig- 
keit gemäß Buchstabe a ist gleidigestellt die 
Tätigkeit für juristische Personen. IJandelsgesell- 
schaften sowie für alle anderen Gesellschaften, 
lür Genossenschaften und sonstige Vereinigun¬ 
gen mit Silz in Büsingen, an denen Personen, 
die die Voraussetzungen des Artikels 19 Abs. 1 
erlüllen, ein überwiegendes wirtschatllidies In¬ 
teresse haben. 

d) Die Bewilligung gemäß den Buchstaben a bis c 
wird für fünf Jahre erteilt. Nach Ablauf der 
Geltungsdauer wird sie auf Gesuch hin jeweils 
um die gleiche Dauer verlängert. 

e) Die Bewilligung gemäß den Buchstaben a bis c 
kann verweigert oder widerrufen werden, wenn 
die Sonderstellung von Büsingen mißbräuchlich 
ausgenutzt wird. 

(2) Ci) Sdiweizerbürger, die in dem in Artikel 19 be¬ 

zeichneten Gebiet eine selbständige Erwerbs- 
täligkeit befugt ausüben und die Voraussetzun¬ 
gen des Artikels 19 Abs. 2 erfüllen, werden zur 
Ausübung ihrer Erwerbstätigkeit in Büsingen 
ohne Begründung einer gewerblichen Nieder¬ 
lassung unter den für Deutsche geltenden Vor¬ 
aussetzungen zugelassen. Der Beginn einer Er¬ 
werbstätigkeit ist dem Bürgermeisteramt in 
Büsingen anzuzeigen. Erw'eibstätigkeiten, die 
Deulsdicn von Gesetzes wegen Vorbehalten sind, 
bleiben ausgenommen. 


b) Die Arbeitserlaubnis erhalten auch ihre Arbeit¬ 
nehmer und die im Unternehmen mitarbeitenden 
Familienangehörigen, sofern sie die Voraus¬ 
setzungen des Artikels 19 Abs. 2 erfüllen. Auch 
wenn diese Voraussetzungen nicht vorliegen, 
wird die Arbeitserlaubnis erteilt, sofern nicht 
schwerwiegende Gründe entgegonstehen. 

c) Der Ausüljung einer selbständigen Erwerbstätig¬ 
keit gemäß Buclislabe a ist gleichgestellt die 
Tätigkeit juristischer Personen, Handelsgesell¬ 
schaften sowie aller anderen Gesellschaften, 
Genossenschaften und sonstiger Vereinigungen 
mit Sitz in dem in Artikel 19 bezeichneten 
schweizerischen Gebiet, an denen solche Per¬ 
sonen ein überwiegendes wirlsdiaftliches Inter¬ 
esse haben, die die Voraussetzungen des Arti¬ 
kels 19 Abs. 2 erfüllen. 

d) Die Anzeige gemäß Buchstabe a berechtigt oline 
besondere gewerberechtliche Erlaubnis zur Aus¬ 
übung der gew'erblichen Tätigkeit in Büsingen 
für die Dauer von fünf Jahren nach Erstattung 
der Anzeige. Die Anzeige ist nach Ablauf dieses 
Zeitraumes zu wiederholen, wenn die Tätigkeit 
in Büsingen fortgesetzt werden soll. 

e) Die Ausübung einer selbständigen Erwerbstätig¬ 
keil kann untersagt werden, wenn die Vergünsti¬ 
gungen mißbräuchlich ausgenulzt werden. 

Artikel 23 

(1) Motorfahrzeuge und Anhänger mit Standort in 
Büsingen erhallen deutsche Kennzeidien mit einem be¬ 
sonderen, den Standort Büsingen anzeigenden Merkmal. 
Die zuständige deutsdie Zulassungsstelle unterrichtet 
die Zollkroisdirektion Schalftiausen über jede Zulassung 
eines soldien Falirzeugcs. 

(2) Motorfahrzeuge und Anliänger mit Standort in 
Büsingen sind für den Verkehr nach, von und in der 
Sdiweiz den schweizerischen Fahrzeugen gleichgestellt. 
Mütortdhrzeiige und Anhänger des gewerbsmäßigen Per¬ 
sonen- und Güterverkehrs mit Standort in Büsingen, die 
Personen gehören, welche die Voraussetzungen des Ar¬ 
tikels 19 .Abs. I erfüllen, erhallen durch die zuständigen 
Behörden des Kcint<jns Sdiafihausen die Bewilligung zum 
Verkehr in der Schweiz. Diese Bewilligung kann verwei- 
gc'il werden, wenn der Bestand an sulchen Fahrzeugen 
in Büsingen sich un\erhallnismäßig erhöhen oder wenn 
die Sonderstellung \on Büsingen mißbräuchlich aus¬ 
genutzt würde. 

(3) Bestehende und zukünftige deutsch-schw'cizei ische 
V'ereinbarungen über den grenzüberschreitenden Per¬ 
sonen- und Güterveikehr gelten, mit Ausnahme von Be¬ 
stimmungen über den Linienverkehr — (hnschließlich 
Ferienziel-Rciscvcrkehr (Pendelverkehr) —, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, nicht für Beförderungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Büsingen auf den 
Straßen Büsingen-Neudörflingen-Randegg und Büsingen- 
Dörflingen Loog-Gailingen sowde auf dem Rhein. 


111. TEIL 

Verfolgung wegen Zuwiderhandlungen 
auf den nicht in Artikel 2 aufgeführten Sachgebieten; 

Rechtshilfe 

Artikel 24 

(1) Die Strafhoheit der Vertragstaaten, insbesondere 
hinsichtlich der auf ihrem Gebiet begangenen stralbaren 
Handlungen, bleibt grundsätzlich unberührt. 

(2) Für Handlungen eines Einwohners der Schwei/., die 
in Büsingen begangen w erden und nach den dort aiiwcnd- 
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barem deut-schen Voi-schrilten geahndet werden können, 
gilt bei einer Verfolgung in der Schweiz stellvertretend 
dd.s schweizerische Strafrecht, sofern es nicht ohnehin 
anwendbar ist. 

(3) Für Handlungen eines Einwohners von Büsingen, 
die in der Schweiz begangen werden und nadi schweize¬ 
rischen \'orschritlen geahndet werden können, gilt bei 
einer X’crtolgung in der Bundesrepublik Deutschland 
stellvertretend das deutsche Strafrecht, sofern cs nicht 
ohnehin anwendbar ist. 

(4) Für Handlungen eines Einwohners von Büsingen 
schweizerischer Staatsangehörigkeit, die in der Bundes¬ 
republik Deutschland begangen werden und nach den 
deutschen k'cnschrilten geahndet worden können, gilt bei 
einei X'ertotgung in der Schweiz stellvertretend das 
schweizerische Sirafrccht, sofern c‘S nicht ohnehin an¬ 
wendbar ist. 

(.5) Für Handlungen eines Schwcizcrbürgcrs, die in der 
Bundesrepublik Deutschland begangen werden und nach 
den deutschen Vorschriften geahndet werden können, gilt, 
w'enn der Beschuldigte, ohne Einw'ohner von Büsingen 
zu sein, dort fcslgenommen wird, bei einer Verfolgung 
in der Schweiz stellvertretend das schweizerische Straf¬ 
recht, sofern es nicht ohnehin anwendbar ist. 

(6) Ausgenommen von den Bestimmungen der Ab¬ 
sätze 2 bis 5 sind Handlungen militärischen, fiskalischen 
oder vorwiegend politischen Charakters. 


Artikel 25 

(1) Jeder Vertragsstaat ist verpflichtet, soweit nach 
Artikel 24 stellvertretend sein Strafrecht gilt, auf Ersuchen 
des anderen Vertragsstaales die auf dessen Gebiet be¬ 
gangenen Zuwiderhandlungen nach Mafigabe seiner Ge¬ 
setze zu verfolgen, wenn der Tater zur Zeit der Stellung 
des Ersuchens sich im Gebiet des ersuchten Staates 
dauernd aufhält, sich der Strafgewmlt des ersuchenden 
Staales nicht unterzieht und nicht ausgeliefert wird. 

(2) Sow'eit nach Artikel 24 stellvertretend schweizeri¬ 
sches Strafrecht gilt, besteht für die Schweiz die Ver¬ 
pflichtung zur Übernahme der Strafverfolgung von 
Schweizerbürgern, die nicht zugleich Deutsche sind, auch- 
dann, wenn der Beschuldigte sich in Büsingen aufhälf. 
Eines förmlichen Übernahmeersuchens bedarf es in diesem 
Fall nicht, 

(.3) Ist der BciScluiUligte ein Einwohner von Bü.singen, 
der Schweizerbürger ist, ohne Deutscher zu sein, und i.st 
für die Tat nicht allein Geldstrafe oder Geldbuße an- 
gedroht, so isl die Bundesrepublik Deutschland nicht ver¬ 
pflichtet, die Strafverfolgung nach Absatz 1 zu überneh¬ 
men. 

(4) Dem Ersuchen werden die Akten in Urschrift oder 
beglaubigter Abschrift, etwaige Bew'eisgegenstände und 
eine Darstellung dos Sachverhalts beigelügt, ferner eine 
Abschrift der Bestimmungen, die nach dem Redit des 
ersuchenden Staates auf die Tat anzuwenden wären. 

(5) Das Ersuchen kann unmittelbar von der Strafver¬ 
folgungsbehörde des einen Vertragsstaales an die Slraf- 
verfolgungsbehörde des anderen Vertragsstaates geriditel 
werden. Ist die ersuchte Behörde nicht zuständig, so leitet 
sic; das Ersuchc'n an die zuständige Stelle weiter und 
verständigt hiervon die ersuchende Behörde. 

(6) Die ersuchte Strafverfolgungsbchörde teilt der er¬ 
suchenden Behörde sobald wie möglich das von ihr Ver- 
anlaßle mit und übermittelt ihr zu gegebener Zeit eine 
Auslertigung oder beglaubigte Abschrift der abschließen¬ 
den Enlsdieidung. Die üborlassenpn Gegenstände werden 
nach Abschluß des V'erfahrens der ersuchenden Behörde 
zurückgegeben, solern nicht darauf verziditet wird. 


(7) Die nach Artikel 24 Abs. 2 bis 5 stellvertretend 
ergehenden Eirtscheidungen des einen Vertragsstaales 
stehen den Entscheidungen des anderen Vertragsstaales 
gleich. Artikel 14 Abs. 2 ist entsprechend anwendbar. 

(8) Kosten, die in einem auf Grund der Bestimimingen 
dieses Artikels durchgefiihrlen Verfahren entstehen, wer¬ 
den nictit ersldttet. 

Artikel 26 

(1) Leistet ein Zeuge, der sich in Busingen aufliält, in 
einem im Rahmen dieses Teiles durchgeliihiten Verfdhren 
einer ordnungsgemäßen V'orladung der schwcizci ischen 
Behörde keine Folge, so kann diese Bchöicle das für 
Büsingen zuständige Amtsgericht ersuchen, die nach der 
deutschen Strafprozeßordnung in Betracht kommenden 
Maßnahmen anzuordnen. Ordnet das AmtsgericiiL die 
Vorlührung des Zeugen an, so veranlaßt es dessen Libci- 
slellung an die schweizerische Behörde. 

(2) Kein Zeuge oder Sachverstandigci. gleidi welcher 
Slaatsangehörigkeit, der in einem im Rahmen dieses 
Teiles durchgeführten Verfahren nach X'orladung vor dei 
sdivveizerisdien Behörde ersdieint, darf von den schwei¬ 
zerischen Behörden wegen Handlungen oder Verurteilun¬ 
gen oder aus anderen, vor seiner Ausreise ans dem 
deutschen Hoheitsgebiet eingotretenen Gründen verfolgt, 
in Haft gehalten oder einer sonstigen Beschränkung sei¬ 
ner persönlichen Freiheit unterworfen werden. 

(3) Der Sdiutz nach .Absatz 2 endet drei Tage nach der 
Entlassung durch die sdiweizerisdie Behörde, sofern der 
Zeuge oder Sachverständige die Möglichkeit gehahl hat, 
das schweizerische Hoheitsgebiet zu verlassen. 

Artikel 27 

(1| Schweizerbürger, die nidit zugleich Deutsche sind 
und die wegen einer nach deutschem Recht strafbaren, 
nicht politischen Handlung in Büsingen von deutschen 
Beamten festgenommen worden sind, werden unter 
schriftlicher Mitteilung des die Festnahme begründenden 
Sachverhalts den schwcizerisdien Behörden übergeben. 

(2) Personen, die nidit Deutsche sind, können aufgrund 
eines Haftbefehls der zuständigen schweizerischen Be¬ 
hörden wegen einer nicht politischen, auch nadi deut¬ 
schem Redit strafbaren Handlung von der Polizei des 
Kantons Schaffhausen in Büsingen verhaftet und auf 
schweizerisches Gebiet gebracht weiden. Die schweize¬ 
rische Polizei hat in diesem Fall einen deutsdien Beamten 
beizuziehen, der darüber wacht, daß die vertraglidien 
\’oraussptzungen beachtet werden. 


Artikel 28 

(1) Ist wegen einer der in Artikel 24 Abs. 2 bis 5 er¬ 
wähnten Handlungen von den zuständigen Behörden 
eines Vertragsstaales eine Verfolgung durchgeführl wor¬ 
den, so sehen die Behörden des anderen Vorfragsstaates 
von weiteren Verfolgungs- oder Vollslreckungsmaßnah- 
me.n wogen derselben Handlung gegen denselben Tater 
ab, 

a) wenn aus maleriell-rechllidien Gründen das Wifahren 
rechtskräftig eingestellt oder die Eröffnung des Haupt- 
verldhrens rcclitskräftig abgclehnt worden ist; 

b) wenn er rechtskräftig freigesprochen worden ist; 

c) w'cnn die gegen ihn verhängte Sanktion vollslrockt, 
erlassen oder verjährt ist; 

d) solange die Vollstreckung der Sanklion zur Bewähnmg 
aiisgeselzt (der Vollzug der Sanktion aufgeschoben) 
oder der Täler bedingt enllas.sen ist 
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(2) Wird der Täter, der im Gebiet des einen Vertrags¬ 
staates rechtskräftig verurteilt worden ist, jedodi nicht 
die ganze Strafe verbüßt oder bezahlt hat, wegen der¬ 
selben Handlung im Gebiet des anderen Vertragsstaates 
erneut bestraft, so ist die aufgrund des ersten Urteils 
vollstreckte Strafe auf die zu erkennende Strafe anzu- 
leclinen. Entsprechendes gilt sinngemäß tür Sanktionen 
anderer Art 

Artikel 29 

Personen, die nicht Schweizerbürger sind und von deut¬ 
schen Behörden wegen einer nach deutschem Recht straf¬ 
baren Handlung oder aufgrund eines deutschen Vor¬ 
führungsbefehls oder eines deutschen Haftbefehls fest- 
genominen worden sind, dürfen von deutschen Beamten 
ohne weiteres auf der Straße zwisdien Büsingen und Gai¬ 
lingen durch das schweizerische Gebiet durdigcführl wer¬ 
den, Personen, die neben der deutsdicn auch die scliweize- 
lische Staatsangehörigkeit besitzen, sind nidit Sdiwcizer- 
bürger im Sinne dieser Bestimmung. 

Artikel 30 

Rechts- oder Amtshilfeersudien der zuständigen Behör¬ 
den eines Vertragsstaates in Verfahren, die aufgrund 
des Artikels 25 durchgeführt werden, sind von den Be¬ 
hörden des anderen Vertragsstaates so zu erledigen, wie 
wenn sie von den entsprechenden eigenen Behörden ge¬ 
stellt worden wären, 

l\ . TEtL 

Besondere Rechte und Pflichten der Behörden 
und ihrer Angehörigen 

Artikel 31 

(1) Scliwoizerisc'he Beamte, die in .'\nwendung dieses 
X’eitiages in Büsingen tätig worden, dürlcm dabei ihre 
Dienstkleidung tragen und ihre Dicnslausrüstung (Dienst¬ 
waffen, Munition, Dienstfahrzeuge, Nuchrichtengeräte und 
Diensthunde) mit sich führen, sofern dies aus Gründen 
des Dienstbell iebes erforderlidi ist. 

(2) Der Aufenthalt in Büsingen hat sich aul die für 
die dienstliche Verrichtung notwendige Zeit zu beschrän¬ 
ken. 

(3) -Ms Ausweis für den Gicnzubertiilt und das Talig- 
werden in Büsingen gilt der Dienstausweis. 

(4) Die Zahl der gleichzeitig in Büsingen anwesenden 
schweizeiischeii uniformierten und bewaflnelen Beamten 
darf zelin nicht übersteigen. 

r t i k e 1 3 2 

(1) Deutschen Beamten, die in Büsingen Dienstobliegen¬ 
heiten zu erfüllen haben, ist gestattet, jederzeit einzeln 
oder in Gruppen von liöchstens zehn Mann die Strecken 
Büsingen-Neudörflingen-Randegg sowie Büsingen-Dörf- 
lingen Loog-Gailingen zu benutzen, um sich nadi Büsin¬ 
gen zu begeben, 

(2) Sie dürfen dabei ihre Dieiislkloidung tragen und 
ihre Dienstausrüstung (Dienslwaffen, Munition, Dienslfahr- 
zeuge, Nachriditongeiate und Diensthunde) mit sich füh¬ 
ren, sofern dies aus Gründen des Dienstbclriebes erfor¬ 
derlich ist. 

(3) Sie haben sich auf schweizerischem Gebiet jeder 
Amtshandlung zu enthalten. Unberührt bleibl Artikel 29. 

(4) Der Aufenthalt auf schw-eizerischem Gebiet hat sich 
auf die für den Durchgang nötige Zeit zu beschränken. 

(5) Als Ausweis für den Gienzübcrlritl gilt der Dienst¬ 
ausweis. 


(6) Auf einer der bestimmten Durdigangsstrerken 
dürfen sich gleichzeitig höchstens zehn deutsche unifor¬ 
mierte und bewaffnete Bedienstete befinden. 

(7) Die Zahl der gleichzeitig in Büsingen anwesenden 
deutschen uniformierten Exekutivorgane darf nicht mehr 
als 3 pro 100 Einwohnci lielragen. 

Artikel 33 

Die Behörden jedes Vertragsstaates gewähren den Be¬ 
amten des anderen Staates bei der Ausübung ihrer Be¬ 
fugnisse auf ihrem Gebiet im Rahmen dieses Vertrages 
den gleichen Schutz und Beistand wie den entsprechen¬ 
den eigenen Beamten, 

.■\ r t i k e 1 34 

In einem im Rahmen dieses Vertrages durdigetührlen 
Strafverfahren gelten die Strathestimmungen des einen 
Vertragsstaates auch für Handlungen, die gegen entspre¬ 
chende Einrichtungen oder Maßnahmen der öffentlichen 
Gewalt oder der Rechtspflege des anderen Staates oder 
gegenüber dessen Beamten begangen werden, soweit diese 
in Ausübung ihrer Befugnisse nach diesem Vertrag ge¬ 
handelt hallen, Artikel 28 ist entsprechend anwendbar. 

A 1 I i k ü 1 3 5 

(I) Hinsiditlidi der Ansprudie wegen Sdiadcn, die sidi 
aus .Amlshandlungen im Zusammenliang mit der Duich- 
lülirung dieses Vertrages ergeben, sowie hei ihrei 
Geltendmacluing stellen die .Angehörigen des einen Ver- 
1 1 agsstaales dc-iien des anderen Veriragsslaates gleich, 

|2| Die Halluiicj lür cünen Sdiaden. den ein Beamter 
des einen X'cilragsstüales in Ausübung seines Dienstes 
im Gebiet des anderen Vertragsstaates verursacht, be¬ 
stimmt sidi in gieicher Weise wie wenn ehe sdiädicjende 
Handlung oder l'nleilassiing am Dienslort dieses Beam¬ 
ten b('(|an()en worden wäre, 

.■\ 1 11 k e 1 :i(j 

Die sduveizorischen Behörden köniu-n, soweit sie aut- 
<|iuncl dieses Vertrages ein Vciwalluncjs- oder ein Straf- 
vertahren durchlühren, die in diesem Verlaliren ausge¬ 
henden Schriltstücke mit Jedem nach scliweizmischem 
Recht zulässigen Inhalt auch duidi die Deutsche Bundes¬ 
post in Büsingen k'cIiIsw ii ksani zustellen, 

.\ 1 I i k e I 37 

Der schritllidie V erkelir zwischen den deutsdn n und 
scluveizeriscficn Behoiclen kann unmilleliiar und ohne 
Inanspruchnahme des diplumatischc-n Weges eilolc|en, so¬ 
fern er die .Anwendung des vorliegenden k'erlrages be¬ 
trifft und nidil politische oder grundsälzliche luacjen be¬ 
rührt. 

.A r I i k e 1 38 

Wer in amllicticr oder beruflicher Eigenschaft in einem 
aufgrund dieses A'erlragos durciigefühi len Verfalircn mit- 
wirkl oder mitgcwirkl tiat, hat Seiniftslücke, Tals<ichen 
und Vorgänge, die ilim bi i oder gelegentlidi dieses Ver¬ 
fahrens bekannt weiden oder licTannt geworden sind, 
nach dom Rcdit seines 1 leim.ilslaaliss cietieimzuliatlen 

V. TEIL 

Schlußbestimmungen 

Artikel 39 

Das Recht der Verlrags,staaten, den Gienzübei tritt und 
den .Aufenthalt nadi Maßgabe der gellenden Gesetze 
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durch persönliche Einreise- und Auleiilhaltsverbote zu 
versagen, bleibl unberührt. 

Artikel 40 

Für die Geltung der nach Artikel 2 Abs. 1 anwendbaren 
schweizerischen Rechtsvorschriften in Büsingen ist deren 
Veröffentlichung in der Sammlung der eidgenössischen 
Gesetze und in der Gesetzessammlung für den Kanton 
Schaffhausen maßgebend. Diese Veröffentlichung gilt als 
Verkündung im Sinne des deutschen Rechts. Die in Satz 1 
genannten Gesetzessammlungen werden der Gemeinde 
Büsingen am Hochrhein durch die Schweizerische Bundes¬ 
kanzlei und die Staatskanzlei des Kantons Schaffhausen 
in gleicher Weise wie den eigenne Behörden zugestellt. 

Artikel 41 

(1) Die Verlragsstaaten errichten hiermit eine Ge¬ 
mischte deutsch-schweizerische Kommission mit der Auf¬ 
gabe, 

a) Fragen zu erörtern, die sich im Zusammenhang mit 
der Durchführung dieses V'ertrages ergeben; 

b) den beiden Regierungen Empfehlungen, auch über 
etwaige Abänderungen dieses Vertrages zu unter¬ 
breiten; 

c| zur Beseitigung von Schwierigkeiten den zuständigen 
Behörden geeignete Maßnahmen zu empfehlen. 

(2) Die Kommission besteht aus fünf deutschen und 
lünt schweizerischen Mitgliedern, die sich von Sacheei- 
stiindigen begleiten lassen können. Die Regierung jedes 
Vertragsstaales bestellt ein Mitglied ihrer Delegation 
zu deren Voi.sitzenden, leder Delegalionsvorsilzeiide 


kann die Kommission durch Ersuchen an den Vorsitzen¬ 
den der anderen Delegation zu einer Sitzung einberu¬ 
fen, die auf seinen Wunsch spätestens innerhalb eines 
Monats nach Zugang dieses Ersuchens stattfinden muß. 

(3) Die Kommission kann sich eine \rerfahrensoi(lnung 
geben. 

.Artikel 42 

Mit dem Inkraftlrctcn dieses Vertrages tritt die Über¬ 
einkunft zwisdien dem Deutschen Reich und der Sdiweiz 
betreffend die Gemeinde Büsingen vom 21. September 1805 
außer Kraft. 

.Artikel 43 

Dieser V'ertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber dem Schweizerischen Bundesral innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttrelen des Vertrages eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

.Artikel 44 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ralili- 
kationsurkunden sollen sobald wie möglich in Bern 
<iusgctauscht werden. 

|2) Dieser Vertrag lull einen Monat nach .Auslaiisth 
der Ralifikalionsurkunden in Krall. 

(31 Dieser A'erlrag gilt zunächst tiir zwoll .lahie. Nach 
.\blauf dieser Frist gilt er für iinbeslimmle Zeit weilen 
(oder A'eilragsstaal bat jedoch das Recht, ihn mil einer 
\on zwei .laliieii zu kündigc'ii. 


ZU URKl.iND DESSEN Imheii die Bevollmächliglen 
diesen A’erliag iinlei/eichnel und mil ihren Siegeln vei- 
si'hen. 

GESGIIEIIEN zu Fieihiirg im Rrelsgau am 23, Novem- 
lier lf)ß4 in zwei Uisihiillen in deiilscher Siuacho. 


fair die Bundesrepublik Deiilsihland: 
G V 11 a e 11 e n 


Für die Schu ei/ei isHie Eidgenossensihaft: 
B i n d s I h o d I e r 



2038 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil II 


SdiluBprotokoll 


Bei der linterzeichnung des heute zwischen der Bundes¬ 
republik Deutschland und der Schweizcrisdien Eidgenos- 
senschdtt abgesdilüssenen Vertrages über die Einbe¬ 
ziehung der Gemeinde Büsingen am Hochrhein in das 
sciiweizei ische Zollgebiet haben die Unterzeichneten Be- 
Vollindchtigteii folgende übereinstimmenden Erklärungen 
abgegeben, welche einen integrierenden Bestandteil des 
V'ertrages bilden: 

1. Begriffsbestimmung: 

Es besteht Einverstanilnis darüber, daß im Rahmen 
dieses X’ertiages sinngemäß zu verstehen ist unter: 

a) „Behörden": Behörden und Stellen der öflenllidren 
Verwaltung und der Redrtspflege sowie außerhalb 
der öffentlichen Verwaltung stehende Organisatio¬ 
nen, soweit sie mit offentlich-reditiidien Aufgaben 
betraut sind; 

b| „Beamte“: Personen, soweit ihnen die Ausübung 
eines öffentlichen Amtes der Verwaltung oder der 
Reditsptlcge übertragen ist; 
t) Behörden oder Beamte „eines Vertragsslaates": 
die Behörden oder Beamten sowohl des Bundes 
als aud) der Lander oder Kantone, Bezirke, Kreise 
und Gemeinden sowie die unter Buchstabe a er¬ 
wähnten Organisationen mit Sitz in einem Ver¬ 
tragsstaat und deren Angehörige. 

2. Zu Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe n: 

Diese Bestimmung schließt die deutschen Staatsschutz- 
vorsdiiiften und ihre Anwendung durch die deutschen 
Behörden nicht aus. Richtet sidi das Propaganda- 
material aussdiließlidi gegen die Schweizerische Eid- 
genossensdiaft, so werden nur die sdiweizerisdien 
Behörden tätig. 

3. Zu Artikel 3 Abs. 2: 

Bezüglich der Beitreibung in Gegenstände, an denen 
ein Züllplandrecht nicht besteht, wird bei Inkrafttreten 
dieses Vertrages ein V'erzeidinis de: bescheinigenden 
schweizerischen Behörden übergeben. 

4. Zu .Artikel 19 .Abs. 1 Buchstabe d Ziff. 4: 

Del \'eiäußeiung aus persönlichen Gründen ist gleich¬ 
gestellt die Verwertung im Wege der Zwangsvoll- 
slieckuncj oder des Konkurses. 

5. Zu Artikel 22: 

d) Ein überwiegendes wiitschdflliches Interesse im 
Sinne der Buchstaben c der Absätze 1 und 2 ist 
insbesondere anzunehmen, wenn 
da) bei Peisonengesellsctiaflen oder Genossen- 
schdtten Angehörige des begünstigten Per¬ 
sonenkreises gemäß Artikel 19 die Mehrzahl 
der .Mitglieder stellen; 

bb) bei Kdpitdlgesellsdidften die Mehrheit der 
Kapitdlanteile den Angehörigen des begün¬ 
stigten Personenkreises gemäß Artikel 19 ge¬ 
hört. 

Indessen kann ein überwiegendes wirtschaftliches 
Inteiesse nicht angenommen werden, wenn aut 
eine unter die Buchstaben aa oder bb lallende V'er- 
einigung ein beherrschender Einfluß von Personen 
ausyeübt wird, die nicht zu dem begünstigten Per- 
sonenkreis gemäß Artikel 19 gehören, 

b) Es besteht Einverständnis darüber, daß die Worte: 

, , unter den für Schweizerbürger gellenden Vor¬ 
aussetzungen . . ." (Absatz 1 Buchstabe a) und die 

Worte . unter den für Deiilsdie geltenden V'or- 

ausselzuiigen . . ." (.Absatz 2 Buchstabe a) sidi nidit 


auf Vorsdiritten über die Zulassung, sondern nur 
auf Vorschriften über die Ausübung einer selb¬ 
ständigen Erwerbsldtigkeit licziehen, 

6. Zu Artikel 40: 

a) Das eidgenössische Politische Departement wird bei 
Inkrafttreten dieses Vertrages dem Auswärtigen 
Amt zum Zweck der Unterrichtung eine Liste der 
nach diesem V'crtrag in Büsingen anzuwendenden 
Reditsvorschriftcn übermitteln, die vom Inkraft¬ 
treten dieses Vertrages an in Büsingen Anwen¬ 
dung finden werden. Entsprechende Mitteilungen 
über später in Kraft tretende schweizerische 
Rechtsvor.sdiritlcn werden in gleicher Weise ge¬ 
macht werden. 

b) Das Eidgenössisdie Politische Departement wird der 
Gemeinde Büsingen am Hochrhein aut Anfrage hin 
jederzeit Auskunft darüber erteilen, ob ein be¬ 
stimmter eidgenössischer oder kantonaler Erlaß in 
Büsingen Anwendung findet. 

7. Gesundheitswesen: 

a) Seuchenbekämpfung: 

Die nach den deutschen V'orschrifleii zu erstatten¬ 
den Meldungen sind von den zur Meldung ver¬ 
pflichteten Personen auch den zuständigen Behör¬ 
den in Schafihausen zu übermitteln. Schweizerische 
Ärzte, die in Büsingen behandeln, haben ein Dop¬ 
pel ihrer Meldungen dem Staatlichen Gesundheits¬ 
amt in Konstanz zu übersenden. 

b) Heilberufe: 

Heilpraktiker, die nach dem Inkrafttreten dieses 
Vertrages eine Berulslatigkeit in Büsingen auf¬ 
nehmen, sind nicht befugt, Personen zu behandeln, 
die ihren Wohnsitz in der Schweiz haben. 

8. Gewerbliche Wirtschaft: 

a) Vorbehaltlich der in Artikel 2 .Abs. 1 aufgelührten 
Gegenstände linden in Büsingen die in der Bundes¬ 
republik Deutschland gellenden Rechtsvorschrillen 
über die Kontrolle von Kriegswaffen Anwendung, 

b) Es wird nidil genehmigt worden, daß Pulver und 
Sprengstoffe, die unter das Ki iegswaflenkontioll- 
gesetz fallen, in Büsingen hergestellt werden, es 
sei denn, das Eidgenössische Politische Departement 
erkläre, daß gegen tiie Erteilung der Genehmigung 
keine Bedenken liestehen. 

9. Stempelabgaben: 

Für den Fall, daß in einem der beiden Vertragsstaateii 
die steuerliche Belastung durch gesetzliche Maßnah¬ 
men so geändert wird, daß hierdurch im Verhältnis 
zwischen Büsingen und der Schw’eiz eine Verzerrung 
der Wettbewerlisverhältnisse mit erheblichen wirt¬ 
schaftlichen Nachteilen lür das eine oder andere die¬ 
ser beiden Gebiete entsteht, sowie für den Fall, daß 
der Status von Büsingen zu Steuerumgehungen miß¬ 
braucht werden sollte, erklären sich die Regierungen 
der Vertragsstaaten bereit, Verhandlungen darüber 
aufzunehmen, wie diese Nachteile oder die Möglich¬ 
keit solcher Steuerumgehungen beseitigt werden kön¬ 
nen. Dies gilt nicht für Steuern, die in Artikel 2 dieses 
Vertrages oder in dem jeweils zwischen den Vertrags- 
Staaten geltenden .Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung genannt sind. 

10. Forstwirtschaftlicher Pflanzensdiutz: 

a) Werden Maßnahmen auf dem Gebiet des forst¬ 
wirtschaftlichen Pflanzenschutzes notwendig, .so 
haben sich die zuständigen deutschen und schwei- 
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zcii.sdieii Behörden inn erziiglidi und umnitlelbar 
iibor die zu ergreifenden Mcißnahmen in Verbin¬ 
dung zu selzen und diese cilizustimmcn. 

1)| Ist sofortiges Handeln zur Abwendung einer un- 
iiiillellniICU Gefahr unerUiPilidi, so können die zu- 
slanditjen sdiu ei/ei isehen Behörden die notwendi¬ 


gen Bekainpfungsmaßnahmcn nacli Unterrichtung 
der zustäniiigon deutschen Behörden auch für 
Büsingen anordnen. 

11. Spielbank: 

Eine Konzession für den Bc'liielr einer Spielbank in 
Büsingen wird nicht erteilt werden 


GESrilEllEN zu Freilnirg ini Bieisgau am 23. Novein- 
bei in zwei lirsiIniften in deiitselier S|)radie. 


Für die Biiiulesie|nil>lik Deiilsdiland: 
G. V, H a G f t e n 


Eiir die Sdiwei/ei isdie Eidgeiiossi'iisduifl: 
B i n d s c h e d 1 e r 


Anlage zu Artikel 19 


Scliweizcrische Gemeinden, in denen Deutsdie, die in 
Büsingen Wohnsitz und Aufenthalt halicn, gemäß diesem 
Vertrag fremdenpolizeilichc, nrbeitsrcditliche und gewerb¬ 
liche Vergünstigungen criinllen: 

Kanton Schaflhausen: 

alle Gemeinden 

Kanton Zürich: 

alle Gemeinden nördlich iloi Tliur, nämlich: 

— Bt'nken 

— Dachsen 

— Eeuerlhalen 

— riurlingon 

— Kl ■in.indellinyeii 

— Lciiiti'n-Uhwiesen 
- Mailluilc:i 


-- Obcrslanimheim 

— Ossingen 

— Rheinau 

— Trüllikon 

— Triiltikon 

— Uiiterstamniheim 

— Wallalingcn 

sowie die Gemeinde Großandelfingon 

Kanlon Thurgau: 

Bezirk Dießenhofen mit den Nfunizipalgemeinden: 

— Bcisadingen 

— Dießenhofen 

aus dom Bezirk Stcckborn die Munizipalcjemeinden: 

— Wagenhausen 

— Eschenz 
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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 23. November 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Bereinigung der Grenze 
im Abschnitt Konstanz-Neuhausen am Rheinfall 

Vom 19. Juli 1967 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen; 

Artikel 1 

Dem in Freiburg im Breisgau am 23. November 
1964 unterzeidineten Vertrag zwischen der Bundes¬ 
republik Deutschland und der Schweizerischen Eid¬ 
genossenschaft über die Bereinigung der Grenze im 
Abschnitt Konstanz-Neuhausen am Rheinfall und 
dem SchluBprotokoll wird zugestimmt. Der Vertrag 
sowie das Schlußprotokoll werden nachstehend vor- 
offontlicht. 

Artikel 2 

ln den Gebietsteilen, die nach Artikel 1 Abs. 1 des 
Vertrages auf die Bundesrepublik Deutschland über¬ 
gehen, treten mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Vertrages die im Regierungsbezirk Süd-Baden 
geltenden Vorschriften des Bundesrechts in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das schweizerische Recht in diesen 
Gebietsteilen außer Kraft, 

Artikel 3 

(1) Die Regierung des Landes Baden-Württemberg 
wird ermächtigt, für die in Artikel 1 Abs. 1 des Ver¬ 
trages bezeichneten Gebietsteile durch Rechtsverord- 
nung 

1. Vorschriften darüber zu treffen, in welcher 
Weise bis zur Anlegung von Grundbiuh- 


blättern die zu einer Rechlsänderung er¬ 
forderliche Eintragung in das Grundbiicti 
ersetzt werden soll, 

2. Vorschriften über die Anlegung der Grund- 
buchbldtter zu treffen, 

.1. Vorschriften darüber zu trelfen, in welcher 
Weise Rechte, deren Inhalt sich nach 
schweizerischem Recht bestimmt, in das 
Grundbuch eingetragen und in der Zwangs¬ 
vollstreckung behandelt werden, 

4. Vorschriften zur Dberleitung solcher Rechte 
an Grundstücken zu trellen, die in ver¬ 
gleichbare Einrichtungen dos deutschen 
Rechts üborgeleitet werden kirnnen. 

(2) Die Landesregierung kann die Ermächtigung 
auf die LandesjustizverwalUmg übertragen. 

Artikel 4 

Dieses Geselz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die .Anwendung dieses Gesetzes lest- 
stellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach soinojn 
Artikel 8 Abs. 2 sowie das Schlußprotokoll in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
.sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ceikündet. 


Bonn, den 19, .Iiili 1967 


D e r B u n d e s p r ä s i d e n t 
L u b k e 

Der Stellvertreter des B u n d e s k a n z I e i s 
Brandt 


Der B u n d e s m i n i s t e r des .A u s w a i l i g e n 
Brandt 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Bereinigung der Grenze 
im Abschnitt Konstanz-Neuhausen am Rheinfall 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER SCHWEIZERISCHE BUNDESRAT, 

von dem Wunsctie geleitet, den Verlauf der Grenze im 
Abschnitt Konstanz-Neuhausen am Rheinfall durch Aus¬ 
tausch fldchenglcicher Gebietsteile zu vereinfachen und 
den natürlichen Verhältnissen sowie den beiderseitigen 
Interessen besser anzupassen, sind übereingekommen, 
einen Vertrag zu schließen. 

Sie haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmadiligten 
ernannt: 

Der Piiisidenl der Bundesrepublik Deutschland: 

llciin Ministei iakli reklor a, D. Gerrit von Haetlen 

Del S(hweizerische Bundesral: 

lU'iin Minister Prof. Dr. Rudolf L. Bindschedler, 

die iiiicli .Austausch ihrer in guter und gehöriger Foim 
belundenen \'ollmachlen lolyrndes \eieinbart haben: 


Artikel I 

(1) Die Sdiw ei/ei ischc Eidgenossenschaft tritt an die 

Bumlesiepnblik Deulsehland ab: 

al In der Gemeinde Kreuzlingen, Kanton Tluirgau, eine 
riadie von 13 ni- zwischen den Grenzsteinen l.'l Iris 17 
(Plan Ni. l)i 

Ir) in der Gemeinde Hcniishofcn, Kanton Schatfhausen, 
eine ELiche von 10 48f)m- zw'isdien den Grenzsteinen 
3ÜÖ bis 323 (Plan Nr. 3)i 

() in den Gemeinden Büttenliardt und Opfertsholen, 
Kanton Sdiairiiaiisen, eine Fläche von 128 732 in¬ 
zwischen den Gionzsloincn 700 bis 709 (Plan Nr. 5); 

(11 in der Gemeinde Merishausen, Kanton Sdiatfhausen, 
eine Flache von .300 000 in- zwischen den Gienzsioinen 
607 Ins 682 (Plan Nr. ,5|; 

e) in der Gemeinde Merishausen, Kanton Sdiatfhausen, 
eine Flache von 19 000 m- zwischen den Grenzsteinen 
6.33 bis 656 (Plan Nr. 6): 

I) in der Gemeinde Bargen, Kanton Sdiatfhausen, eine 
Fläche von 31 000 ni- zwischen den Grenzsteinen 632 
bis 637 und eine Fläche von 2 000 m- zwischen den 
Grenzsteinen 64.5 Iris 646 (Plan Nr. 6); 

gl in der Gemeinde Neuhausen am Rheinfall, Kanlon 
Sduilihaiisen, eine Fläche von 398 m- zwischen den 
Grenzsteinen 13 bis 15 (Plan Nr. 7)i 

h) in der Gemeinde Schleilheim, Kanton Schalthansen, 
eine Fläche von 38 250 m- zwischen den Grenzsteinen 
427 bis 473 (Pläne Nr. 8 und 9). 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland tritt an die Sdiwei- 

zc'rische Eidgcnosscnsdiatt ab: 

d) ln der Gi'meinde Konstanz, Kieis Konstanz, eine Fläche 
von 43 m- z.wisdien den Grenzslc'inen 15 bis 17 (Plan 
Ni. 11; 


b) in der Gemeinde Oehningen, Kreis Konstanz, eine 
Fläche von 5 390 m- zwischen den Grenzsteinen 415 
bis 418 a (Plan Nr. 2); 

c) in der Gemeinde Oehningen, Kreis Konstanz, eine 
Fläche von 99 m- zwisdien den Grenzsteinen 321 bis 
322 (Plan Nr. 3); 

d) in der Gemeinde Rielasingen, Kreis Konstanz, eine 
Flädie von 5 000 m- zwisdien den Gienzsteincn 222 
bis 225 (Plan Nr. 4); 

p) in der Gemeinde Wiechs am Randen, Kreis Konstanz, 
eine Fläche von 428 732 ni- innerhalb der Gremz- 
slcine I bis 47 (Plan Nr. 51; 

11 in der Gemeinde Wicch.s am Randen, Kreis Konstanz 
eine Fläche von 52 000 m- zwischen den Groii/.siC'inen 
646 bis 653 (Plan Nr, 6); 

gl in der Gemeinde Allenbnig, Kreis Waldshul, eine 
Flädie von 398 m- zvvisdu'ii den Gi<'n,'si('inen 1.3 bis 15 
(Plan Nr. 7); 

h.| in den Gemeinden Sluhliiujen, W’c'izen und Grimiiiels- 
hülen, Kreis W'aldsliul, eine Flache von 38 250 m- 
zwischen den CrenzsIeiiH'ii 444 bis 474 (PhiiK' .Ni.R 
und 9). 

(3) Die Grenzbereinigungen sind in den Planen, die 
diesem X'erlrag als Anlagen Nr, 1 bis 9 belgefügl sind und 
dessen integrierenden Bestandteil bilden, im einzelnen 
(largestellt. Geringfügige Andmuiigon, die sich bei den 
Absleckung, Vermarkung und Vermessung iloi heieinig- 
len Grenze ergeben, bleiben voibehaltmi. 

Artikel 2 

|l) Der genaue N'eiiauf der in Artikel 1 leslgcletjten 
Grenze wird an Ort und Stelle durch eine gemischte 
tedinisdie Grenzkomniission bestimmt, die aus je zwei 
Mitgliedern besteht. 

(2) Die Gronzkonimission liat folgende .Aiilcjabcn: 

a) Absleckung, \'ermarkung und Vermessung der Grenze; 
ti) Erstellung der Pläne und Gien/vc'i niessungslabellen 

(3) Nach Beendigung ihrer .Arbeiten c'islelll die Gicmz- 
kommission ein Protokoll mit den Plänen und Grenz- 
\ermessungslabelloii, das den Vollzug dieses X'eiiiagcs 
bestätigt. 

(I) Die Kosten für die in Absatz 2 genannten .Aufg<ibcii 
ueidc'ii von den \'eifragsslaalen je zur Hälfte getragen. 

.Artikel 3 

(1) Die Sdiweizeriscbe Eidgenossenschaft wird die in 
Artikel I Abs. 1 Buchstaben c und d bezeidineton Flachen, 
soweit sie sich im Eigentum des Kantons Schaffhausen 
befinden, innerhalb von sechs Monaten nadi Inkrafttreten 
dieses Vertrages, im übrigen innerhalb von weiteren zwei 
Jahren, der Gemeinde Wiechs am Randen lasten- und 
kostenfrei übereignen. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland zahlt an die 
Sdiweizcrisdie Eicigenossenschaft inneihalb von sechs 
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Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrages einen Bei¬ 
trag zum Ankauf der in Absatz 1 bezeidrneten Flächen 
in Höhe von insgesamt 200.000,— Schweizerfranken. 


Artikel 4 

Die Grundbücher und Akten der Vermessungsämter, 
die sidr auf die Grundstücke in den in Artikel 1 Abs. 1 
und 2 bezeidineten AustauschOächen beziehen, werden 
mit den dazu gehörenden Unterlagen, Urkunden und 
Plänen iin Original oder, wenn dies nicht möglich ist, 
in beglaubigter Abschrift von den Gerichten und Be¬ 
hörden des einen Staates an die zuständigen Gerichte und 
Behörden des anderen Staates kostenfrei übergeben. 


Artikel 5 

(1) Die Schweizerische Eidgenossenschaft baut inner¬ 
halb von zw’ei Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrages 
die Straße Altdorf-Wiechs am Randen bis zur Grenze aus. 

(2) Die Schweizerische Eidgenossenschaft gewährleistet 
den Anschluß der Verbindungsstraße zwischen Wiechs am 
Randen und der Kantonsstraße Merishausen-Bargen. 

(.1) Die Schweizerische Eidgenossenschaft erstellt auf 
ihre Kosten nördlich der Grenze beim Zollamt Ramsen 


zwisdien den neuen Grcnzpunklen 222 und 223 einen 
Feldweg und einen scliiencnyleichen Bahnübergang zu 
den deutschen Giundslücken. 

.'\rtikel 6 

(1) Die Wdsserrechte der Zwirnerei an riei Wutach 
(Gemeinde Slühlingen) bleiben uncjpachlel ch'r X'eilegung 
der Grenze unverändert bestehen. 

(2) Zur Instandhaltung de.s Welires auf der Srhweizer- 
seite erhält die Zwirnerei das Rociil, Materialien und 
Geräte ungehindert untl abgalrenlrei aut Scluveizorgebict 
zu verlningen. 

Artikel 7 

Dieser Verlray gilt auch für das Land Berlin, sofcin 
nicht die Regierung der Bundesreirublik Deutschland 
gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses V'erlrages eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Arlikel 8 

(I) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifi¬ 
kationsurkunden sollen sobald wie möglich in Bern aus¬ 
gelauscht werden. 

|2) Diesel Vertrag tritt einen Monat nach .Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
diesen V'crlrag unterzeichnet und mit ihren Siegeln ver¬ 
sehen. 

GESCHEHEN zu Freiburg im Breisgau am 23. November 
19G4 in zwei Ursdiriffen in deutscher Sprache. 


Für die Bundesre))ublik Deutschland. 
G. V. H a e f t e n 


Für die Schweizerische Eidgonossenschalt: 
B i n d s c h e d 1 e r 
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SchluBprolokoll 

zum Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Bereinigung der Grenze im Abschnitt Konstanz-Neuhausen am Rheinfall 
vom 23. November 1964 


r ill die Bi'wii l.'iduilI iinij \on laiid- und foistwirlstluifl- 
lidu a CduncLslütkon, die durdi die Gienzbeicinigung in 
(ids Gi'ljiet des linderen Slddtes überejehen, linden die 
ie«f‘ils zwisdicn den Vertrogsslddien geltenden Yer- 
güiistigungen iin land- und foistwirtschdltlidien Gienz- 
be\virtsdidltungs\ erkehr Anwendung. Kontrollen werden 
auf diis liir die Grenzaufsidit notwendige Miiß bosehiiinkl 
und im dllgemeinen nur sliehprobeweise ausgeübt. 

§ 2 

Bei der Verlegung der Grenze in die Flußmitle der 
Wuliidi gehen die VertragsstaaU'n davon aus, daß das 
Land Daden-Würllemberg das Recht hat, zur Instand¬ 
setzung des deutschen Uters der Wutach Materialien und 
Gercite ungi'hindert und ohne förmliche Grenzabterligung 
durch Schweizcrgebict an das deutsche Ufer zu ver- 
tiringi'n. Das gk'iche gilt für die auf Srhweizergeliiet ver¬ 
brachten Geräte, die zur Instandhaltung des Wehres der 
Zwirnerei an der Wutadi in Stühlingen vorübergehend 
\ c'rwendel werdc'ii. 

§ 3 

(1) Soweit die Schweizerische Eicigenossenschdtt auf 
ck'iii Bnuki'nkopl CJberw ieson die; für eine ueboneinander- 
liegende Gronzabferlicjung crfordorlichon Anlagen nidit 
crslelll, ertuilt die Bundesrejrulilik Deutschland das Rocht, 
die erlordeilicfien Gclräudc' und Anlagen selbst zu er- 
riclilen. Von diesc'in Recht kann sic Ctebrauch machen, 
soli.ild sich liir di(' deutschen Beliördcn die Notwendigkeit 


ergibt, die Cirenzabfei ligung auf Schwc'i/crgebiet zu \ er¬ 
legen. Die Sdnveizerisctie Lidgc'nossen-sduiil erkhirt sidi 
liereil, die dabei nolwimdici werdenden BdUNorhahen in 
jeder Hinsicht, insbesondere liei der Berc'itslellung des 
Baugrunrles, zu tördern. 

(2) Im Falle der Verlegung der deutsdicn Gren/ahlerti- 
gung auf Sdiueizeigelriet sind die deutschen Bedic'iislolen 
Irerechligt, im Gebiet des Brückenkopfes Oberwic-sen alle 
die Grenzcdrferligung beireifenden Tätigkeiten wie im 
eigenen Staiitsgebiel durchzufiiliren, inslrcsonclcro audi 
alle einsdilagigen Rechts- und VerwalUingsvorsdii illcui, 
mit-deren Vollzug sie betraut sind, anzuwenden. 

(3) Gebäude und Anlagen, die auf dem Brückenkopf 
Gberwiesen für die deutsdie Grenzabferliguiicj erstellt 
werden, sind von sdiwoizerisdien Steuern und .Abgaben 
be'roit. 

§ 4 

Der Vertrag über die Bereinigung der Grenze' iin Ab- 
sdinitt Konslanz,- Neuhausen am Rlieinfall soll gleich/eilig 
mit dem Vertrag zwischen der Bundc'.srepulilik Deutsdi- 
lüiid und der Schvvc'izerisclien Eicigenossenschdtt über die 
Einbeziehung der Gemeinclo Büsingen am I lodii liein in 
das scliweizcrische Zollgeiüc'l latifizieit werdc'ii. 

§ 5 

Dieses Sdilußprotokoll bildet einen integrie:eiuien Be¬ 
standteil des A'eiliacjc's ülx'i die Bc'n inigung dc'i Gic'nzc' 
im .Absdinilt Konstanz Nc'uliausi'ii am Rlieinfall. 


GESGflEIIEN zu Frciburg im Breisgau am 23. Novem- 
l',or 1!)C4 in zwei Ursdirillen in deutscher Spradie. 


Für die Bundesrc'publik Dculscfilancl: 
G, v, 11 a e 11 e n 


Für die Sdiweizei isdie Eidgeuossenschafl: 
15 i 11 cl s r li e d I e r 
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